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HAMBURGISCHES
GESETZ- UND

VERORDNUNGSBLATT
TEIL I

Nr. 34 FREITAG, DEN 15. SEPTEMBER 2000

Tag I n h a l t Seite

§ 1

(1) Der Bebauungsplan St. Georg 37 für den in der Anlage
durch eine durchgehende schwarze Linie umgrenzten
Geltungsbereich beiderseits der Straße Steindamm (Bezirk
Hamburg-Mitte, Ortsteil 114) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Steintorweg – Bremer Reihe – Brennerstraße – Ostgrenzen der
Flurstücke 1366 und 1367 der Gemarkung St. Georg Nord –
Steindamm – Stiftstraße – Alexanderstraße – über das Flur-
stück 423 (Lindenstraße), Südgrenzen der Flurstücke 546 und
548 der Gemarkung St. Georg Nord – Böckmannstraße – Stein-
damm – Kreuzweg – Adenauerallee – über das Flurstück 1275
(Steindamm), Südgrenze des Flurstücks 16 der Gemarkung
St. Georg Nord.

(2) Die Begründung des Bebauungsplans wird beim Staats-
archiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Die Begründung des Bebauungsplans kann auch beim ört-
lich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden

kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen
Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fällig-
keit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und 

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
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Verordnung
über den Bebauungsplan St. Georg 37

Vom 30. August 2000

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (Bundesgesetzblatt 1997 I Seite 2142,
1998 I Seite 137) in Verbindung mit § 3 Absatz 1 des Bau-
leitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. Novem-
ber 1999 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 271) sowie § 1 Absatz 2 der Weiterübertragungsver-
ordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 134) wird verordnet:
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sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt
geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften: 

1. Für die in der Anlage mit „A“ und „B“ bezeichneten Berei-
che gilt in der zeichnerischen Darstellung der niedergeleg-
ten Durchführungspläne D 51B vom 19. Juni 1961 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 217), D 275
vom 14. Juni 1955 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 219), D 276 vom 4. November 1955 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 325),
D 317/1 vom 14. Februar 1961 (Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 34) sowie des Baustufenplans
St. Georg in der Fassung seiner erneuten Feststellung vom
14. Januar 1955 (Amtlicher Anzeiger Seite 61) die Festset-
zung Geschäftsgebiet als Festsetzung Kerngebiet nach § 7
der Baunutzungsverordnung in der Fassung vom 23. Januar
1990 (Bundesgesetzblatt I Seite 133), zuletzt geändert am
22. April 1993 (Bundesgesetzblatt I Seiten 466, 479), und
für die Festsetzung Mischgebiet § 6 der Baunutzungsver-
ordnung.

2. Für die in der Anlage mit „C“ bezeichneten Bereiche gilt in
den Bebauungsplänen St. Georg 16 vom 22. Oktober 1973
(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 439),
St. Georg 19 vom 10. Oktober 1984 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 208) und St. Georg 22 vom
9. November 1977 (Hamburgisches Gesetz- und Verord-
nungsblatt Seite 353) für die Mischgebiete § 6 und für die
Kerngebiete § 7 der Baunutzungsverordnung in der
Fassung vom 23. Januar 1990.

3. In den in der Anlage mit „B“ und „C“ bezeichneten Berei-
chen sind in den Mischgebieten, die überwiegend durch ge-
werbliche Nutzung geprägt sind sowie in den Kerngebieten
Vergnügungsstätten unzulässig. In den übrigen Teilen der
Mischgebiete werden Ausnahmen nach § 6 Absatz 3 der
Baunutzungsverordnung ausgeschlossen.

4. Im Gesetz über den Bebauungsplan St. Georg 16 werden in
§ 2 Nummer 1 die Wörter „und Vergnügungsstätten“ ge-
strichen.

5. Im Gesetz über den Bebauungsplan St. Georg 19 wird in § 2
Nummer 2 das Wort „Spielhallen“ gestrichen.

6. Im Geltungsbereich des Bebauungsplans bleiben im
Übrigen die bisherigen planungsrechtlichen Festsetzungen
bestehen.

Hamburg, den 30. August 2000.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte

(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 283)
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§ 1

(1) Der Bebauungsplan Hamm-Süd 6 für das Gebiet
zwischen Borstelmannsweg und Osterbrook sowie zwischen
Mittelkanal und Süderstraße (Bezirk Hamburg-Mitte, Orts-
teil 127) wird festgestellt.

Das Gebiet wird wie folgt begrenzt:

Borstelmannsweg – Mittelkanal – Osterbrook – über das Flur-
stück 1122 (Südkanal), Ostgrenze des Flurstücks 1310 der
Gemarkung Hamm-Süd – Süderstraße.

(2) Das maßgebliche Stück des Bebauungsplans und die
ihm beigegebene Begründung werden beim Staatsarchiv zu
kostenfreier Einsicht für jedermann niedergelegt.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim
örtlich zuständigen Bezirksamt während der Dienststunden
kostenfrei eingesehen werden. Soweit zusätzliche Abdrucke
beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen
Kostenerstattung erworben werden.

2. Wenn die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind, kann ein
Entschädigungsberechtigter Entschädigung verlangen. Er
kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen,
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungs-
anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Satz 1 be-
zeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fällig-
keit des Anspruchs herbeigeführt wird.

3. Unbeachtlich sind

a) eine Verletzung der in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1
und 2 des Baugesetzbuchs bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften und

b) Mängel der Abwägung,

wenn sie nicht in den Fällen des Buchstabens a innerhalb
eines Jahres, in den Fällen des Buchstabens b innerhalb von
sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplans
schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt

geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

§ 2

Für die Ausführung des Bebauungsplans gelten nach-
stehende Vorschriften:
1. Im Gewerbegebiet sind gewerbliche Freizeiteinrichtungen

(wie Squash- und Tennishallen, Bowlingbahnen) unzuläs-
sig. Ausnahmen für Vergnügungsstätten werden ausge-
schlossen.

2. Im Industriegebiet werden Ausnahmen für Anlagen für
sportliche Zwecke ausgeschlossen.

3. Auf den Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträu-
chern am Mittelkanal und am Südkanal können Nebenan-
lagen nach § 14 Absatz 1 der Baunutzungsverordnung in
der Fassung vom 23. Januar 1990 (Bundesgesetzblatt I
Seite 133), zuletzt geändert am 22. April 1993 (Bundes-
gesetzblatt I Seiten 466, 479), zugelassen werden, wenn
wasserbezogene Nutzungen gewerblicher Art im Ufer-
bereich erforderlich sind.

4. Die festgesetzten Baumpflanzungen können für notwendige
Zu- und Abfahrten der Grundstücke unterbrochen werden.
Geringfügige Abweichungen von den festgesetzten Stand-
orten sind zulässig.

5. Für festgesetzte Einzelbäume sind großkronige Bäume mit
einem Stammumfang von mindestens 16 cm, in 1 m Höhe
über dem Erdboden gemessen, zu verwenden.

6. Für festgesetzte Baum- und Strauchanpflanzungen sind
standortgerechte einheimische Laubgehölze zu verwenden;
für je 2 m² ist mindestens eine Pflanze zu verwenden.

7. Auf ebenerdigen Stellplätzen ist nach jedem vierten Stell-
platz ein großkroniger Baum zu pflanzen.

8. Mindestens 6 vom Hundert der Grundstücksflächen sind
mit Bäumen und Sträuchern zu bepflanzen; in der Plan-
zeichnung sowie in § 2 Nummer 7 festgesetzte Anpflan-
zungen sind anzurechnen.

§ 3

Für das Plangebiet werden die bisher bestehenden Bebau-
ungspläne aufgehoben.

Verordnung
über den Bebauungsplan Hamm-Süd 6

Vom 1. September 2000

Auf Grund von § 10 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (Bundesgesetzblatt 1997 I Seite 2142,
1998 I Seite 137) in Verbindung mit § 3 Absatz 1 und § 5 Ab-
satz 1 des Bauleitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom
30. November 1999 (Hamburgisches Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt Seite 271), § 6 Absätze 4 und 5 des Hambur-
gischen Naturschutzgesetzes vom 2. Juli 1981 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 167), zuletzt geändert am
4. November 1997 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungs-
blatt Seiten 489, 493), sowie § 1 Absatz 2 und § 3 Absatz 2 der
Weiterübertragungsverordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (Ham-
burgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 134) wird ver-
ordnet:

Hamburg, den 1. September 2000.

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte

(Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 286)
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Einziger Paragraph

(1) Zur Sicherung der Planung wird eine Veränderungs-
sperre für die in der Anlage durch eine schwarze Linie abge-
grenzten Flächen des Bebauungsplan-Entwurfs Hausbruch 37
(Gebiet zwischen Schanzengrund und Ehestorfer Heuweg;
Flurstücke 1480, 6267, 6268 und 1495 der Gemarkung Neu-
graben, Bezirk Harburg, Ortsteil 717) vom 8. Oktober 2000 bis
zum 7. Oktober 2002 festgesetzt.

(2) Die Veränderungssperre nach Absatz 1 hat zum Inhalt,
dass

1. Vorhaben im Sinne des § 29 des Baugesetzbuchs nicht
durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden
dürfen;

2. erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen
von Grundstücken und baulichen Anlagen, deren Verände-

rungen nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeige-
pflichtig sind, nicht vorgenommen werden dürfen.

(3) Es wird auf Folgendes hingewiesen:

1. Ein Entschädigungsberechtigter kann Entschädigung ver-
langen, wenn die in § 18 Absatz 1 Satz 1 des Baugesetzbuchs
bezeichneten Nachteile eingetreten sind. Er kann die
Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem zustän-
digen Bezirksamt beantragt. Das Erlöschen eines Entschä-
digungsanspruchs richtet sich nach § 18 Absatz 3 des
Baugesetzbuchs.

2. Unbeachtlich sind Mängel der Abwägung, wenn sie nicht
innerhalb von sieben Jahren seit dem In-Kraft-Treten dieser
Verordnung schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen
Bezirksamt geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt,
der den Mangel begründen soll, ist darzulegen.

Verordnung
über die Veränderungssperre Hausbruch 37

– Gebiet zwischen Schanzengrund und Ehestorfer Heuweg –
Vom 5. September 2000

Auf Grund von § 14 und § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs
in der Fassung vom 27. August 1997 (Bundesgesetzblatt 1997 I
Seite 2142, 1998 I Seite 137) in Verbindung mit § 4 des Bau-
leitplanfeststellungsgesetzes in der Fassung vom 30. Novem-
ber 1999 (Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 271) und § 2 Satz 1 Nummer 1 der Weiterübertragungs-
verordnung-Bau vom 28. Juni 2000 (Hamburgisches Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 134) wird verordnet:

Hamburg, den 5. September 2000.

Das Bezirksamt Harburg
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